
Nummer 29 
5. September 2005 

www.cdu.de 

Deutschland braucht 
den Wechsel 

lchtigste Aufgabe einer 

^'onsgefiihrten Regie- 

B 
n8 mit der FDP sei die 

lo
ekämPfung der Arbeits- 

amkeit, erklärten die Par- 

u 
0rs'tzenden von Union 

g.d FDP, Angela Merkel, 

d 
mund Stoiber und Gui- 
Westerwelle, auf dem 

echselgipfe|« in Berlin. 

Effektive Maßnahmen 
hierfür seien die Senkung 
der Lohnzusatzkosten, ein 

neues, einfacheres und ge- 
rechteres Einkommen- und 
Körperschaftsteuerrecht, 

das bereits im nächsten Jahr 
beschlossen werden solle. 
Die Förderung von Familien 
mit Kindern, die 
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Wechselgipfe' 

HEUTE AKTUELL 

Erfolge mit innovativen 
Geschäftsideen - Besuch 
der Parteivorsitzenden bei 
der Berlin-Chemie AG (S. 
4) Wirtschaftseliten für 
Angela Merkel (S. 5) Nor- 
bert Lammert: Keine Ab- 
striche bei der Kultur- 
förderung (S. 7) Presse- 
stimmen zum SPD-Partei- 
tag (S. 8) Volker Kauder 
zur Rede Gerhard Schrö- 
ders auf dem SPD-Partei- 
tag (S. 8) Zielgruppen- 
Kampagne (S. 9 -10) An- 
gela Merkel: „Toleranz en- 
det da, wo die Verfassung 
nicht eingehalten wird." 
(S. 11) EAK: Rot-Grüne 
Ethik-Bilanz (S. 12) S. 
Kampeter: Doppelschlag 
gegen Bundeshaushalt (S. 
13) M. Eichhorn: Teil- 
habe älterer Menschen ist 
GewinnfürGesellschaft(S. 
13-14) R. Pofalla: Ver- 
braucher setzen auf den 
Merkel-Faktor (S. 14-15) 

G. Hasselfeldt: Kon- 
struktive Klimapolitik (S. 
15) H.Koschyk/T.Strobl: 
Wachsamkeit ist Preis der 

Freiheit (S. 15-16) P. 
Hintze:Türkeipolitik(S.16) 

• Sanierung der Staatsfi- 
nanzen und eine Stärkung 
der Innovationskraft seien 
weitere Schwerpunkte. 

Die drei Parteivorsitzen- 
den bekräftigten, gemeinsam 
füreinen politischen Wechsel 
in Deutschland zu kämpfen. 
„CDU, CSU und FDP sind ent- 
schlossen und willens, schnell 
die Verhältnisse in Deutsch- 
land zu ändern", versprach 
Kanzlerkandidatin Angela 
Merkel. „Das Zaudern hört 
auf." Nach sieben Jahren Rot- 
Grün sei die Situation für die 
Menschen im Land „desas- 
trös", so Merkel. Den Partei- 
tag der SPD bezeichnete sie 
als „Veranstaltung der Ver- 

gangenheit". 

Signal für den 
Aufschwung 

„Wir geben ein klares Sig- 
nal für den politischen Wech- 
sel in Deutschland und für 
den Aufschwung", sagte der 
CSU-Vorsitzende Edmund 
Stoiber. „Es gibt zu Rot-Grün 
nureineeinzige politische Al- 
ternative, nämlich Schwarz- 
Gelb." Der überall zu spüren- 
de Wechselwillen habe eine 

klare Grundlage: „Das Schei- 
tern der rot-grünen Bundes 

regierung." 

Neuer Anfang für 
Deutschland 

Guido Westerwelle warn- 
te vor einer Mehrheit von 
SPD, Grünen und Linksparte1 

und betonte: „Wir wollen ge' 
meinsam regieren, weil die 

ses Land einen neuen Anfang 
braucht." Er unterstrich, dass 
die drei Parteien in der nun zu 
Ende gehenden Legislaturpe' 

riode bereits mehrfach eng 
zusammen gearbeitet hat 
ten.zum Beispiel beiderWah1 

von Horst Köhler zum Bun- 
despräsidenten. 

An dem „Wechselgip^el 

nahmen für die CDU neben 
Angela Merkel Generalse- 

kretär Volker Kauder und der 

hessische Ministerpräsiden 
Roland Koch teil. Die CSU wur- 

de von Edmund Stoiber, Lan- 
desgruppenchef Michael Gl° 
und Generalsekretär Marku 

Söder vertreten. Für die FD 
nahmen Guido Westerwelle' 

Fraktionschef Wolfgang Ger' 
hardt und Generalsekretär 

Dirk Niebel teil. 
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Wechselgipfel 

Gemeinsame Erklärung 
Un'on und FDP haben sich 

*uf dem „Wechselgipfel" in 
erlin auf erste Grundzüge 

eines gemeinsamen Regie- 
Ungsprogramms geeinigt. 

Hier einige Auszüge aus 
er Gemeinsamen Erklärung 
er Vorsitzenden von CDU, 

c^u und FDP mit dem Titel 
Deutschland braucht den 
Wechsel": 

l-Arbeit hat Vorfahrt 
Unser erstes und wichtig- 

es Ziel ist die Belebung des 
rbeitsmarktes in Deutsch- 

and- Die dringend notwendi- 
8en|mpulseaufdemArbeits- 

arkt müssen wir von zwei 
!lten   anpacken:   Wegräu- 

von Blockaden auf dem ^en 

Arb 
stel|u 

tu 

eitsmarkt und Weichen- 
ngen für mehr Wachs- 

*• Denn Arbeit schafft 

s 
achstum und Wachstum 

chafft Arbeit - deswegen 
Packen wir beides an. 

•Neue Steuergesetz- 
gebung 
Deutschland braucht ei- 

steuerpolitischen Neu- 
^ CDU, CSU und FDP 

•»•      ^en   gemeinsam   das 

nen 
anfan 

Ziel 
das  deutsche  Steuer- 

^grundlegend neuzufor- 

St
u||eren.   Wir   wollen   ein 
erfrecht, das wesentlich 

ge
n

r 
ist> das mit niedr'- 

ren Sätzen auskommt, das 

auch im internationalen 
Wettbewerb bestehen kann 
und das vom Steuerzahler als 
gerecht empfunden wird. Be- 
reits im kommenden Jahr 
werden CDU, CSU und FDP 
ein neues Einkommen- und 
Körperschaftsteuerrecht 
verabschieden, um es 2007 in 

Kraft treten zu lassen. 

3. Solide Haushalts- 
politik 
Eine Koalition aus Union 

und FDPwirdendlichdie Ver- 
schuldungsfrage zu einerGe- 
nerationenfrage machen. (...) 
So wie wir die Lebensleistun- 
gen der älteren Generation 
zu achten und gegen Angriffe 
zu verteidigen haben, müs- 
sen wir ebenso die Chancen 
derjungen und Ungeborenen 
bewahren. (...) Wir werden 

deshalb sparen und um- 

schichten. Unser Ziel ist es, 
innerhalb der neuen Legisla- 
turperiodeden Europäischen 
Stabilitäts- und Wachstums- 
pakt einzuhalten und die 
Neuverschuldung bis späte- 
stens zum Jahr 2013 auf Null 
zufahren. 

4. Priorität für 
Familien 
Wir machen die Familien- 

politik zu einer echten Quer- 
schnittsaufgabe deutscher 
Politik. Wir bekennen uns zu 

dem Ziel, die Voraussetzun- 
genfürein Leben mit Kindern 
zu verbessern. (...) Wir wollen 
erreichen, dass das, was Fa- 
milien für den Lebensunter- 
halt und fürdie Erziehung von 
Kindern aufwenden müssen, 
von jeder Besteuerung frei- 
gestellt bleibt. 

5. Innovationskraft 
Deutschlands 
stärken 
Wir wissen: neue Ideen 

schaffen neue Produkte und 
neue Produkte bringen neue 
Arbeitsplätze. Deshalb wer- 
den wir auf breiter Front In- 
novationen fördern. Eine von 
der Union und der FDP ge- 
stellte Bundesregierungwird 
den Haushalt umschichten, 
um die jährlichen Investitio- 
nen in Forschung und Ent- 
wicklung endlich wieder zu 
steigern. (...) Deutschland 
muss wieder zu einem Ma- 
gneten für Erfinder und Wis- 
senschaftler werden. Das 
erfordert exzellente For- 
schungsbedingungen. 

Den vollständigen Wort- 
laut der „Gemeinsamen 
Erklärung" finden Sie un- 
ter: www.cdu.de/doc/ 
pdf/05_09_01_Wechsel_ 
Erklaerung.pdf 
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Innovation wird „Chefsache" 
Kanzlerkandidatin Angela 
Merkel hat einen weiteren 
exzellenten Fachmann ge- 
wonnen, der eine unionsge- 
führte Bundesregierungun- 
terstützen wird: Der Auf- 
sichtsratchef der Siemens 
AG, Heinrich von Pierer. 

„Wir brauchen eine stra- 
tegische Verzahnung von 
politischem Handeln und 
der Weiterentwicklung un- 
serer innovativen Stärken", 

sagte die Partei- und Frakti- 
onsvorsitzende.   Innovatio- 

nen, Erfindungen, Ideen und 
ihre Realisierung seien 
„Schlüssel zu Wohlstand im 
21. Jahrhundert". Deshalb 
sei sie „ausgesprochen froh, 
dass Heinrich von Pierer sei- 
nen Sachverstand und seine 
riesige Erfahrung" als Leiter 
eines Rates für Innovation 
und Wachstum einbringen 
werde, betonte die Kanzler- 
kandidatin. 

Nach den Plänen Merkels 
sollderRatfürlnnovationund 
Wachstum ausetwa zehn Ver- 

tretern aus Wissenschaft- 
Mittelstand und größeren 
Unternehmen bestehen und 
vier Mal jährlich zusammen 
treffen. Merkel erklärte, sie 
erhoffe sich vom Innovations' 

rat Informationen aus erste 
Hand, umdie Weichen konse- 

quent in Richtung Innovation 

und Wachstum zu stellen. 
Der Siemens-Aufsichts- 

ratschef begrüßte die Ent- 
scheidung der Kanzlerkandi- 
datin, das Thema Innovation 
zur „Chefsache" zu machen- 

ERFOLGE MIT INNOVATIVEN GESCHÄFTSIDEEN 

Im Anschlussanihregemeinsame Presse- 

konferenz besuchten Angela Merkel und 
Heinrich von Pierer das Arzneimittelun- 
ternehmen Berlin-Chemie AG. 

Gemeinsam mit den beiden Kompe- 
tenzteam-Mitgliedern Annette Schavan 
(Innovation, Forschung und Bildung) und 
Peter Müller (Wirtschaft, Arbeit und Infra- 
struktur) besichtigten sie die Produktions- 
anlage des Berliner Unternehmens, das 
sich auf Herz-Kreislauf-Präparate und Anti- 
diabetika spezialisiert hat. Nach einem Ge- 
spräch mit den 34 neuen Auszubildenden 
zeigte sich die Kanzlerkandidatin darüber 
erfreut, dass bei der Berlin-Chemie Auszu- 
bildende mit allen Schulabschlüssen die 
Chance bekommen, einen zukunftsfähigen 

Beruf zu erlernen. 
Angela Merkel lobte die Innovations- 

freude des Pharmaherstellers, der weit 
über die Hälfte des Inlandsumsatzes mit in- 
novativen Arzneimitteln erzielt. Die Ent- 

v.l.n.r.: Peter Müller, Heinrich von Pierer, Angela Merkel und Re,n 

hard Uppenkamp, Vorstandsvorsitzender der Berlin-Chemie AG- 

Wicklung der Berlin-Chemie zeige, dass 
man mit innovativen Geschäftsideen Er' 
folge verbuchen könne, so Merkel. Auen 
die Union setze in ihrem Wahlprogramrn 

auf Vorfahrt für Arbeit durch Innovation- 
„Die Lehre aus diesem Besuch ist, dass 
man, wenn man Innovation fördern wi"' 
die Rahmenbedingungen richtig setzen 
muss", sagte die Partei- und Fraktionsvor- 

sitzende. 
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141 

ä Merkel und Heinrich von Pierer bei der Pressekonfe- 
en*"i Berlin 

"Unsere Konkurrenten kom- 

J*" in Zukunft vor allem aus 
h'naund Indien", sagte der 

ehemalige Vorstandsvorsit- 
2ende der Siemens AG. Zu- 

^leich stellte er klar, dass 
eutschland weder das Kos- 

tenniveau von 
Polen noch von 
Chinesen anstre- 
be. „Aber wenn 
wir teurer sind, 
müssen wir bes- 
ser sein", forderte 
von Pierer. 

Das Thema In- 
novation   müsse 
viel   stärker   als 
bislang   in   den 

Mittelpunkt  ge- 
rückt werden. Als konkrete 
Innovationsbereiche nannte 
er die Bio- und Gentechnik, 
Energie,   Gesundheit,   den 
Maschinenbau, die Optik, die 
Raum- und Luftfahrt sowie 
die   Automobiltechnik.   Wo 

Deutschland gut sei, müsse 
es seine Spitzenstellung ver- 
teidigen und wo „wir noch 
nicht so gut sind", müsse 
daran gearbeitet werden, 
wieder nach oben vorzusto- 
ßen. Dabei müsse den Men- 
schen auch der Optimismus 
vermittelt werden, „dass wir 
uns in dem globalen Wettbe- 
werb behaupten können", 
sagte von Pierer. In diesem 
Zusammenhang betonte er, 

dass in Deutschland eine un- 
geheure Kraft stecke: „Wir 
müssen nur die PS wieder 
richtig auf die Straße brin- 
gen". Derlnnovationsratwer- 
de dabei eine wichtige Rolle 
spielen. 

WIRTSCHAFTSELITEN FUR ANGELA MERKEL 

D'e deutsche Wirtschafts- 
el'te unterstützt das Wahl- 
programm der Union. Das 
J1* auch für die geplante 
Anhebung der Mehrwert- 
iger zur Senkung der Ar- 

e'tslosenversicherungs- 
iträge sowie für eine 

•^dereinführung der 
5teuerpf|ichtfürVeräuße- 
rur,gsgewinne. 

In   der   Untersuchung 
,,Handelsblatt Business Mo- 

0r"   des   Meinungsfor- 
Scnungsinstitutes   Psephos 
^den im August 763 deut- 

le Führungskräfte telefo- 

d!Scr> befragt. Dabei schnitt 
le  Kanzlerkandidatin  An- 

gela Merkel mit Note 3,2 bes- 
ser ab als Amtsinhaber Ger- 
hard Schröder (Note 3,5). 

Im Anschluss an die 
Wahlen müssten diegroßen 

Themen angegangen und 
Lösungen präsentiert wer- 

den, dann könne auch eine 
Aufbruchstimmung er- 
zeugt werden, so Hans-Pe- 
ter Keitel, Vorstandsvorsit- 
zender des Hochtief-Kon- 

zerns gegenüber dem Han- 
delsblatt. 

68 Prozentder Befragten 
halten es für grundsätzlich 
richtig, die Mehrwertsteuer 
zu erhöhen. Weiterhin spra- 
chen sich 51 Prozentder Be- 

fragten für eine Neurege- 
lung des Kündigungs- 
schutzes aus. „Ich würde mir 
mehr Flexibilität bei den 
Kündigungsregelung wün- 
schen", bekräftigte Com- 

merzbank-Chef Klaus-Peter 
Müller im Handelsblatt. 

Diese dürften nicht länger 
ein Einstellungshindernis 
darstellen. 

Ganz eindeutig befür- 
worten die Wirtschaftsver- 
treter die Einführung der 
Gesundheitsprämie. 52 Pro- 
zent der Befragten halten 
die Prämie für „besser" als 
das SPD-Modell einer Bür- 
gerversicherung. 
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Arbeitsmarkt 

Rot-Grünes Desaster 
„Die rot-grüne Bundesre- 
gierung hat in der Arbeits- 
marktpolitik total versagt. 
Im ersten Halbjahr hat es 
auf dem Arbeitsmarkt keine 
positive Entwicklung gege- 
ben", erklärte Generalse- 
kretär Volker Kauder in Ber- 

lin auf einer gemeinsamen 
Pressekonferenz mit dem 
saarländischen Minister- 
präsidenten Peter Müller. 

Müller, im Kompetenz- 
team von Angela Merkel für 
Wirtschaft und Arbeit zu- 
ständig, bekräftigte: „Die Bi- 
lanz der Bundesregierung 
bei Arbeitslosigkeit und Be- 
schäftigung ist ein Des- 
aster." In kaum einem Be- 
reich sei das Scheitern der 
Bundesregierung so evident 

wie auf dem Arbeitsmarkt. 
Selbst wenn man die Effekte 
von Hartz IVausderStatistik 
herausrechne, komme ein 
Anstieg der Arbeitslosen- 
zahlen zustande. Rot-Grün 
habe die selbst gesteckten 
Ziele verfehlt  und  verdie- 

Volker Kauder und Peter Müller 

ne damit die Abwahl, sagte 
Müller. 

Der Ministerpräsident be- 
tonte, dass die größte sozia- 
le Ungerechtigkeit das „An- 
wachsen und der Umfang 
der Arbeitslosigkeit" sei. „Die 
Bundesrepublik Deutschland 
ist neben Japan das einzige 
OECD-Land, wo die Beschäf- 
tigtenzahl in den letzten Jah- 
ren rückläufig war", kritisierte 
Müller. BundeskanzlerSchrö- 
der betreibe Wählertäu- 
schung, wenn er den Anstieg 
der Sozialversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung 
seit April positiv bewerte, ob- 

wohl er rein saisonal beding 
sei. Denn im Jahresvergle'c 

(Juni 2004 bis Juni 2005) SS 
ein„dramatischen Rückgang 
um über 1.100 Arbeitsplatz 

pro Tag zu verzeichnen. 
Der    Ministerpräsident 

versicherte, es gebe keinefl 

„Königsweg" zum Abbau de[ 

Arbeitslosigkeit.   Nötig  s& 

ein „umfassendes Gesam 
konzept":   Konkret   nannte 

Müller ein einfaches, inte 
national   konkurrenzfähig6 

Steuersystem,   Struktur^' 

änderungen   auf   dem   ^ 
beitsmarkt und eine urrrfaS 

sende Entbürokratisierung- 

ARBEITSMARKTZAHLEN 

I m August waren 4,728 Mio. 
Menschen ohne Arbeit. Das 
sind 44.000 weniger als im 
Juli, aber 382.000 mehr als 
im August 2004. Die Ar- 
beitslosenquote ging auf 
11,4% zurück (Juli: 11,5%). 

Vorläufige Berechnungen 
ergaben für den Juni 26,11 
Millionen Sozialversiche- 
rungspflichtigen Beschäfti- 
gungsverhältnisse, das sind 
409.000 weniger als im Jahr 
zuvor.    Zwischen    Oktober 

2004 und August 2005 waren 
insgesamt   427.500   Ausbil- 
dungsplätze    gemeldet 
knapp 11 Prozent weniger als 
im Vorjahreszeitraum. 
(Quelle: Bundesagentur für 
Arbeit) 
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Keine Abstriche bei der Kulturförderung 
*?' der Kunst- und Kultur- 
^rderung wird es nach ei- 

J*j     Regierungswechsel 

*e'ne Abstriche geben. Das 
Bundestagsvizepräsi- 

ent Norbert Lammert in 
er||n angekündigt. „Die- 

Ser Bereich ist für uns ge- 
pauso wichtig wie andere 
Jjolitikfelder auch", sagte 

as für Kultur zuständige 

°mPetenzteam-Mitglied. 
In einem  Gespräch  mit 

erTl ehemaligen Intendan- 
ten des ZDF, Professor Die- 

/Stolte, erklärte Lammert 
e Vorstellungen der Union 

Ur die Aufgaben in Kunst 
nd  Kultur.  Der  Kulturex- 

^estellteklar.dassdiePo- 
"k nach Unions-Verständ- 

h'
s ausdrücklich keine „in- 

re
a'|,icheKompetenz"fürdas 

K 
klamiere, was sich in der 

s
Unst- und Kulturszene ab- 

de'e'e" Zu§leich machte er 

K ^tlich,dassdieCDUander 

ch
ulturförderungalsöffentli- 

Se
er Aufgabe festhalte. Das 
'keineSelbstverständlich- 
"j wie der Blick ins Aus- 

de dzeige. Hierzulande wür- 
pr

n anstund Kultur zu 90 

Celnr 3US   öffentNchen 

2e 
ieinfinanziert. Zehn Pro- 

Se-t   
würden  von   privater 

v   aufgebracht. In diesem 

Lal
ammenhan8 unterstrich 

de  J1611, dass die Union in 
nk

°mmenden Jahren ihre 

CDU 

Norbert Lammert und Dieter Stolte 

Bemühungen intensivieren 
werde, das bürgerschaftli- 
che Engagement im Bereich 
von Kunst und Kultur voran- 
zutreiben. „Dies darf der 
Staat jedoch nicht als Vor- 
wandfürseinen Rückzugaus 
der staatlichen Kulturförde- 
rung begreifen", mahnte 
Lammert. „Kulturförderung 
ist eine Gemeinschaftsauf- 

gabe" und die Vitalität der 
Kulturlandschaft lebe insbe- 

sondere vom Engagement 
der Länder und Kommunen. 
Dabei gelte es, „die begrenz- 
ten Mittel so effizient wie 
möglich einzusetzen". 

Mit dem neuen Stiftungs- 
steuerrecht, an dem die 
Union an maßgeblicher Stel- 
le mitgearbeitet habe, gebe 
es heute mit der Förderung 
gemeinnütziger Zwecke 
ganz andere Voraussetzun- 
gen für privates Engage- 
ment, so Lammert. Um die 

Fördermöglichkeiten zu op- 
timieren, kündigte derCDU- 
Politiker für die nächste Le- 
gislaturperiode eine Eva- 
luierung der bisherigen Er- 
fahrungen mit dem neuen 
Stiftungssteuerrecht an. So 
könne festgestellt werden, 
welche Regelungen sich be- 

währt hätten und an welchen 
Stellen nachjustiert werden 
müsse. Außerdem forderte 
Lammert mehr Transparenz 
bei der Kulturförderung des 
Bundes an. Maßstab für die 
Bundesförderung solle nicht 
der „Sitz einer Einrichtung" 
sein, sondern vielmehr die 
herausragende nationale 
und internationale Bedeu- 
tung einer Einrichtung oder 
eines Kulturereignisses. Als 
positives Beispiel nannte 

Lammert die Museumsinsel, 
deren Restaurierungskosten 
der Bund nahezu vollständig 
übernommen habe. 
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Wahlkampf 

Pressestimmen zum SPD-Parteitag 
„Bilder aus Dortmund und 
Berlin, wie sie unterschiedli- 
cher kaum sein können: Da 
präsentiert die CDU im Rhein- 
land mitreißend inszeniert 
und scheinbar vor Kraft strot- 
zend ihren Siegeswillen in 
Orange. An der Spree vermit- 
telt das ,Auf zum letzten Ge- 
fecht!' der SPD neben trut- 
ziger Aufholjagd-Stimmung 

auch Frust und quälende 
Zweifel."      Ostsee-Zeitung 

„Wenn die Umfragen nicht 
berauschend sind, dann be- 
rauscht man sich eben an sich 
selbst. So hielt es der Wahlpar- 
teitag der SPD." 

Darmstädter Echo 

„Für die SPD ist die Lage hoff- 
nungslos, das Debakel pro- 
grammiert, folgt man den Er- 
gebnissen der Meinungsum- 
fragen. Dass aus dem tiefen 
Tal binnen weniger Tage noch 
ein dramatischer Aufstieg ge- 
lingen könnte, mag kaum je- 
mand glauben. Entsprechend 
gedrückt ist die Stimmung der 

Partei basis." 
Neue Osnabrücker Zeitung 

„Schröder hat dabei während 
seiner langen Rede das zen- 
trale Manko des SPD-Wahl- 
kampfes offenbart: Der Partei 
fehlt ein in die Zukunft gerich- 
tetes Projekt, für das zu kämp- 

Zur Rede von Gerhard 
Schröder beim Wahlpar- 
teitag der SPD erklärte 
Generalsekretär Volker 
Kauder: 

„Schröders Rede auf dem 
Parteitagder Sozialdemo- 
kraten war die Abschieds- 
rede eines Gescheiterten: 
lahme Rechtfertigungen 
und Rückwärtsbetrach- 

tungen, anstelle von Kon- 
zepten zu den drängen- 
den Problemen unseres 
Landes. Schröder verliert 
kein Wort zu Wachstum, 
Arbeit, Aufbau Ost. Der 
Kanzler ist geistig schon 

im Ruhestand angekom- 
men. Seine verbalen 
Attacken auf die Opposi- 

tion zeigen den Men- 
schen, dem Kanzler fällt 
zu einer Politik für 
Deutschland nichts mehr 

ein." 

fen sich lohnt. Schröder ^ 
zwar nicht müde, die Fortset' 
zung seiner Reformpolitik Q> 
wesentliches Moment zu be- 
tonen. Er sagt dann aber nicM 

welche." 
Mitteldeutsche Zeitung 

„Es war die Rede eines Opp0' 
sitionellen, der gegen <*[Z 

Merkel-Politik' kämpfte, & 
ginge es um den UntergQW 
Deutschlands. Er sprach rnd*f 
über Pläne 'der anderen' ö'5 

über eigene. Ohne seine Ar 
tacken auf Angela Merkels f> 
nanz-Experten Paul Kirchhoj 

wäre Schröders Rede wohl «"" 
die Hälfte kürzer gewesen. 

Rheinische Po«1 

„Jetzt geht's los' haben d'e 

Delegierten auf dem Sl V 
Parteitag    nach     Gerha'f 
Schröders Rede gerufen. D'e 

Frage ist bloß: Wohin? D'e 

SPD befindet sich nach ihre"1 

Wahlkongress in der gleich 
Zwangslage wie vorher: vO 
einer neuerlichen Mehrhe 

für Rot-Grün ist man Lie" 
jähre entfernt, und auch "e 

Abstand zur Union erschein 
uneinholbar. Allenfalls alsjü' 
niorpartner könnte man s'c 

noch in eine große Koalit'0 

retten, womitjedoch das En 

Schröders als Kanzler bes'e' 

gelt wäre." 
Badische Zeitung 
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wahlkampf 

Zielgruppen-Kampagne 
Die heiße Wahlkampfpha- 
*e geht in den Endspurt. 
Jetz* gilt es, letzte Reser- 
j^n zu mobilisieren und po- 
tenzielle Wählerinnen und 
fahler gezielt anzuspre- 
chen. 

Auch kurzfristig lässt sich 
n°ch viel erreichen: Im Mit- 

gliedernetz finden Sie unter 
www.cdunet.de (Navigati- 
°nsPunkt: Kampagne 2005) 

'PPs, Leitfäden, Aktionsi- 
en- Muster-Briefe und 

ätterfür die einzelnen 
le,gruppen. Außerdem gibt 

es im CDU-Wahlkampfpor- 
al auf www.cdu.de für je- 

• Zielgruppe eine eigene 

t
Mornepage. Hier können In- 

tl. ess'er*e jeweils einen 
|emenspezifischen News- 
ier abonnieren. 

Das   sind   unsere 
Spurt-Zielgruppen: 

••CDU 

Senioren für den Wechsel! 
Auch Sie können etwas dafür tun. 

Herzlich willkommen 
auf der CDU-Homepage für Senioren 
Hier erhalten Sie nicht nur Informationen über die Politik der CDU fi 
Senioren, sondern erfahren auch etwa» über ore Möglichkeiten, aktl 
einem Polltikwccrisel in Deutschland mitzuwirken Hellen Sie mit. da 
in Deutschland nieder aufwärts geht und die Interessen del 
dabei gewahrt werden. Nehmen Sie An der der Bundestags 

Flu 
2 

So kann es mit Deutschland nkht weiter gelier 
OuaCiinan^en geraten völlig aus dem Ruder i 
Sicherungisystcn-ie stehen vor dem Kollaps. 

Wirtschaft (ahmt, die 

End- 

www.senioren.cdu.de 

Senioren 
Die große Wählergruppe 

der Senioren stellt traditio- 
nell ein entscheidendes Po- 
tenzial für die Union dar. Da 
der 18. September kurz nach 
Ende der Schulferien liegt, 

dürften zahlreiche Ruhe- 
ständler  zu   diesem   Zeit- 

Jugend für Merkel. 
Deutschland wechselt! 

aufzukommen 
^ DU-Homepage für junge Menschen! 

«kt? "'"server? "'"" "Ul 'Formationen über die Politik der CDU fur 
°»is 1" "hem Pnw?1"'" ""'ahren auch etwas über d.e Möglichkeiten. 
•uno-    '" Deutsrhr """"' in Deutschland mitzuwirken. Helfen Sie mit. 
tM,"'«h Oao,., '""na wieder aufwärts geht und die Interessen der 

^n Sie i?..*1?.," ~e">en   nehmen Sie an der der Bundestagswahl 
0i« 811, Vertrauen' 

""•eeren^!"1 sl«ben Jahren Rot-Grtln In Deutschland Ist 

"'"'"•[-:r^ 
"»Wu. • v"'!chul<!ung und Zukunftsanost prägen das Bild unseres 

^•'"gend.cdu.de 

punkt in den Urlaub aufbre- 
chen. Wichtig ist deshalb, 
auf die Briefwahl, die vieler- 
orts auch direkt in den Rat- 
häusern durchgeführt wer- 
den kann, aufmerksam zu 
machen. Eine weitere Akti- 
vität: Fahrdienstezum Wahl- 
lokal zu organisieren. 

Erst- und Jungwähler 
Bei jungen Menschen hat 

die Union noch großen 
Nachholbedarf. In diesem 
Wahlkampf wollen wir den 

Erst- und Jungwählern ge- 
zielt deutlich machen, dass 
SPD und Grüne keine Kon- 

zepte gegen die hohe Ju- 

gendarbeitslosigkeit haben 
und in der Bildungspolitik 
völlig versagt haben. Wahl- 
kampfelemente, die beson- 
ders jüngere Menschen an- 
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Wahlkampf 

I CDU 

Aussiedler für den Wechsel! 
Auch Sie können etwas dafür tun! 

Herzlich willkommen auf der CDU-Homepage 
fur Aussiedler! 

die Ausstedleiuolitlk 
abrufen, sondern erfahren auch etwa« über die Möglichkeiten, akd' 
einem PoUukweehsel in Deutschland mitzuwirken Helfen Sie nut, d 
m Deutschland wieder aufwifts geht und die Inteiesser 
dabei gewahrt werden Nehmen Sie an act der Bundestags*; 

Summe für eine akbve Ausstedlefpoubk' 

Situation der Aussledler 

www.aussiedler.cdu.de nformationsbroschüre für Aussiedler 

sprechen: iKauder (Wahl- 
kampf-Podcast von und mit 
Volker Kauder), TeAM Zu- 
kunft Aktionen und Wech- 
sel-Partys. 

• Aussiedler 
Aussiedler sind ebenfalls 

eine sehr große und sehr 
wichtige Zielgruppe für die 
CDU. Wichtigstes Verteilmit- 

tel für Aussiedler: Die zwei- 
sprachige (deutsch/russisch) 
Informationsbroschüre für 
Aussiedler und Spätaussied- 
ler, die für den Wahlkampf 
neu aufgelegt wurde (Bestell- 
daten siehe S.22). Im Internet 
finden Sie diese Broschüre 
zusätzlich auf deutsch/pol- 
nisch sowie auf deutsch/ru- 
mänisch zum „Downloaden". 

Herzlich willkommen 
auf der CDU-Homepage für Frauen! 

Frauen für den Wechsel! 
Helfen Sie jetzt mit. 

Deutschlands Chancen nutzen. 
WadillM. Artxil. Siclmriiti' 

freuen, sondern erfahren auch etwas übet die Möglichkeiten, aktiv an 
einem Politikwechsel Mi Deutschland mitzuwirken. Helfen Sie mit, dass 
Mi Deutschland wieder aufwärts geht und die Interessen von Trauen da 
gewählt werden. Nehmen Sie an der det Bundestagswahl teil' Geben * 

www.frauen.cdu.de 

• Frauen bis 45 Jahre 
Die Mehrheit der Wähler 

in Deutschland ist weiblich- 
Frauen können also für den 
Wahlausgang entscheidend 
sein. Für Frauen steht-neben 

anderen Themen - die Al" 
beitslosigkeit auf der politi- 
schen Agenda. Die Anspra' 
ehe von Frauen sollte aber 

berücksichtigen, dass Frauen 
weniger als Männer über zah- 
lenlastige, abstrakte Info"" 
mationen und Arguments' 

tionen zu erreichen sind. Ihre 

Vorlieben für „politikfremde 
Aktionen" und lebensnahe, 

praktische Themen bieten 
dagegen gute Ansatzpunkte 
fürdie politische Aktivierung- 

• Auslandsdeutsche 
Die Zielgruppenarbeit 

der CDU für die im Ausland 

lebenden Deutschen wurde 

bereits im vorletzten L»w 

(Nr. 27) vorgestellt. 
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Frauen Union 

»»Toleranz endet da, wo die Verfassung 
nicht eingehalten wird." 

^as können wir tun, da- 
mit die Integration der bei 
Uns lebenden Migrantin- 
en u°d Migranten zu einer 

Erfo'gsgeschichtewird? 
Um diese Frage ging es bei 

er Diskussionsrunde „Frau- 
enrechte - Menschenrech- 
e • zu der die Frauen Unio- 

nen von CDU und CSU Kanz- 
er|<andidatin Angela Merkel 

und Buchautorin Necla Kelek 
lndieKulturBrauerei in Berlin 
ein8eladen hatten. 

Angela   Merkel   machte 
eutlich, dass Menschen mit 

eir"em       Migrationshinter- 
grur>d „ein fester und wert- 
oller   Bestandteil   unserer 

Seilschaft" sind. Damit ln- 
8ration   gelingen   könne, 
Ussten aberzwei Bedingun- 

^en erfüllt sein: Zum einen 
Jäheit für neue kulturelle 
lnf|üsse, zum anderen allge- 

meine  Akzeptanz  des  bei 
Uns geltenden Wertefunda- 

ents. Tatsache sei jedoch, 
ass ein Teil der Muslime in 
r3ditionell geprägten Paral- 

^gesellschaften  lebe.  Dies 
Ur>re dazu, dass Frauenrech- 
e v|elfach „mit Füßen getre- 
en" würden, kritisierte die 
^'erkandidatin. 

••Toleranz endet da, wo 
ere    Verfassungswerte 

lcht eingehalten werden", 

Angela Merkel bei der Diskussionsrunde „Frauenerechte - Menschenrechte" 

sagte Angela Merkel. Schlüs- 
sel zur Integration und für 
ein gleichberechtigtes Leben 
seien ausreichende Deutsch- 
kenntnisse. Außerdem müss- 
ten Frauen durch Beratungs- 
angebote in ihrer„Selbstbe- 
hauptung" unterstützt wer- 
den. In diesem Zusammen- 

hang erklärte die Partei- und 
Fraktionsvorsitzende, dass 
die Union die Zwangsheirat 
als eigenen Tatbestand ins 
Strafgesetzbuch aufnehmen 
werde. 

Allein in Berlin seien seit 
November 2004 sechs musli- 
mische Frauen Ehrenmorden 
zum Opfer gefallen, so Mer- 
kel. Zwangsverheiratungen 

und Ghettobildung erschwer- 
ten Frauen aus dem islami- 
schen Kulturkreisdie Integra- 
tion in unsere Gesellschaft. 

Unter den rund 300 Gäs- 
ten befanden sich zahlreiche 
Politikerinnen sowie pro- 
minente Unterstützerinnen 
wie die Unternehmerin Ann- 
Kathrin Bauknecht und die 
Filmproduzentin Regina 
Ziegler. Als „Frauen für Mer- 
kel" setzen sie sich dafür ein, 
dass die Partei- und Frakti- 
onsvorsitzende erste Kanz- 
lerin der Bundesrepublik 
wird. Maria Böhmer.die Vor- 
sitzende CDU Frauen Union, 
bezeichnete Merkel als „Pio- 
nierin" und sagte: „Frauen 
sind ins politische Macht- 
zentrum vorgedrungen." 
Emilia Müller, Vorsitzende 
der Frauen Union der CSU, 
unterstrich: „Mit Angela 
Merkel wird mehr emotio- 
nale und soziale Kompetenz 
in die Politik einziehen." 
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Rot-Grüne Ethik-Bilanz 
Mit seiner pünktlich zum 19. 
Parteitag der CDU Deutsch- 
lands in Dortmund erschie- 
nenen „Bilanz von Rot-Grün 
in gesellschaftspolitischer 
und ethischer Perspektive" 
stellt der Evangelische Ar- 
beitskreis der CDU/CSU 
(EAK) der rot-grünen Regie- 
rung mit Blick auf wesentli- 
che ethisch-politische Fra- 

gen ein durchweg bedenkli- 
ches Zeugnis aus. 

Aus neun ausgewählten 
Themen, die von Menschen- 
rechten, über Stammzellfor- 
schung und den Traum von 
Multi-Kulti bis hin zu Ehe und 
Familie reichen, wird auf der 
Basis des christlichen Men- 
schenbildes ein ausführlicher 
und kritischer Überblick über 
die rot-grüne Realpolitik ge- 
geben. 

Der EAK-Bundesvorsit- 
zende, Thomas Rachel MdB, 
ziehteinernüchterndes Fazit: 
„Nicht nur die wirtschaftli- 
che, haushalts- oder arbeits- 
marktpolitische Gesamtbi- 
lanz von Rot-Grün, sondern 

auch diejenige im gesell- 
schaftspolitischen Bereich 
und bei wesentlichen ethi- 
schenThemenistallesandere 

als ein Ruhmesblatt. In der 
Bilanz des EAK geht es um 

sachpolitische Ideologiekri- 
tik und Aufklärung. Den Maß- 
stab und die Basis hierfür bil- 

Thomas Rachel 

det das christliche Men- 
schenbild, dem sich die Union 
auch im 60. Jahr ihres Beste- 
hens verpflichtet fühlt. Es 
geht um die Verdeutlichung 
der politischen Grundsätze 
und elementaren Richtungs- 
entscheidungen in christlich- 
ethischer Perspektive, die 
von Rot-Grün in 7 Jahren im- 
mer wieder relativiert oder 
missachtetwurden.lndenge- 
radefürChristinnen und Chri- 
sten so wichtigen wertege- 
bundenen Grundsatzfragen 

muss sich Rot-Grün an sei- 
nem ursprünglichen Selbst- 
anspruch messen lassen. Die 
Fakten belegen leider, dass 

auch diese politisch-ethische 
Messlatte für Rot-Grün zu 
hoch liegt und in den zwei 
Legislaturperioden voll und 

mehrfach gerissen wurde." 
Der EAK-Bundesvorsit- 

zende bekräftigt des Weite- 
ren, dass die Union wisse, 

dass sich bei ihrer Orientie- 

rung an den christlichen Wer- 
ten weder prinzipiell noch 
praktisch ein politischer 

Monopolanspruch ableiten 

lasse. Darum bestimme sie 
ihre Politik auch nicht im 
Sinne eines „Gütesiegels 

selbst als „christlich", son- 
dern verstehe diese als am 
christlichen Glauben orien- 

tierte und an diesem immer 

wieder neu auszurichtende 

Selbstverpflichtung. Gerade 

eine solche Sei bstverpf lieh' 
tung sei aber gerade heute 

mehr denn je von Nöten. 
Rachel: „Es gilt jetzt, auf 

der Basis dieser Selbstver- 
pflichtung mit Angela Merkel 

als neuer Bundeskanzlerin 

neues Vertrauen in eine fö1" 
derliche und gute Politik 
zurück zu gewinnen. Unser 
Landbrauchteinetragfähige' 
gerechte und menschenwür- 
dige Zukunftsperspektive- 
Dafürstehtdie Union bereit-' 

Die „Bilanz von Rot- 
Grün in gesellschafts- 
politischer und ethi- 
scher Perspektive" des 
EAK ist über die Bun- 
desgeschäftsstelle als 
28-seitige Broschüre 
kostenlos zu beziehen 
und als PDF-Fassung i"1 

Internet unter ww.eak' 
cducsu.de abrufbar. 
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Aüs der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

D°ppelschlag gegen 
Bundeshaushalt 

Wenn die Bundesagentur 

Je dramatische Lage am 
Arbeitsmarkt einmal mehr 
bestätigt und der Bundesfi- 

nanzminister zum vierten 
J*al     ein     übermäßiges 
taatsdefizit nach Brüssel 

Meldet, ist dies ein Doppel- 
schlag gegen den Bundes- 

haushalt: Hartz IV frisst 
*lcn durch den Bundes- 
haushalt. 

Anhaltend hohe Arbeits- 
amkeit und übermäßiges 

ehzit dokumentieren den 
Marsch in den Schulden- 
staat. Die verantwortlichen 
Mi n'ster Eichel und Clement 
aben inzwischen kapitu- 
lert- Weder zeigt Eichel auf, 

Je er die Neuverschuldung 
Wleder in den Griff bekom- 

^en will, noch gibt es aus 
ern Hause Clement einen 

^ln*'gen konkreten Vor- 

,     ag- wie die Arbeitslosig- 
eit bekämpft werden soll. 
attdessen werden gebets- 

^uh'enartig entweder die 
PPosition beschimpft oder 
artz IV beschworen. 

• Dje Arbeitsmarktausga- 
.en des Bundes werden sich 

€
nd'esemJahrmitrd.45Mrd. 

gegenüber dem letzten 
r fast verdoppeln. Im Juli 

d
ar der Haushaltsansatz für 
•j Arbeitslosengeld II be- 

s ausgeschöpft. Der vom 

Steffen Kampeter 

Haushaltsausschuss bewil- 
ligte Nachschlag von 8 Mrd. 
€ wird nach Aussagen der 
Bundesregierung nicht bis 
Ende des Jahres reichen. Rot- 
Grün betreibt vorsätzlich die 
fortgesetzte Täuschung des 
Parlaments. 

Eichel muss endlich sa- 
gen, ob er weiter regieren 
will, oder ob er es seinem 
Nachfolger überlassen will, 
die Wahrheit über den Bun- 
deshaushalt offen zu legen, 

n Kampeter ist der 
Obmann derCDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion im Haus- 
haltsausschuss. 

Teilhabe älterer 
Menschen ist Gewinn 

für Gesellschaft 

Der 5. Altenbericht, der 
Bundesseniorenministerin 

Renate Schmidt übergeben 
wurde, zeigt: Mit einer völ- 
lig verfehlten Wirtschafts- 
und Sozialpolitik hat sich 

die Situation am Arbeits- 
markt in Deutschland unter 
Rot-Grün immer mehr ver- 

schlechtert. 
Dies betrifft auch die 

Chancen und Potentiale für 
Ältere. Wer in Deutschland 
über 50 und arbeitslos ist, hat 
kaum noch Chancen auf eine 
neue Stelle. So liegt die Er- 
werbstätigenquote der 55- 
bis 64-Jährigen seit vielen 

Jahren bei etwa 40%. In nur 
fünf Jahren soll die Erwerb- 
stätigenquote Älterer in der 
Europäischen Union aber bis 
zu 50% steigen. 

Andere europäische Län- 
der haben Deutschland auch 
in diesem Bereich längst 
überholt. Sie haben bereits 
darauf reagiert, dass in der 
Europäischen UniondieZahl 
der älteren Arbeitnehmer 
zwischen 55 und 64 Jahren 
biszum Jahr 2030 um etwa 24 
Millionen steigen wird und 
gleichzeitig 18 Millionen 
Kinder und Jugendliche we- 
niger leben als heute. 

Die Erfahrungen und die 
Kompetenz älterer Men- 
schen dürfen weder in der 
Wirtschaft noch in der Gesell- 
schaft weiter ungenutzt blei- 
ben. Ältere leisten nicht nur 
einen wesentlichen Beitrag 

als Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, sondern auch 

bei der Unterstützung von 
Familienmitgliedern oder in 
anderen sozialen Netz- 
werken. Angesichts der ge- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

stiegenen Lebenserwartung 
und der demographischen 

Entwicklung in Deutschland 
besteht dringend Hand- 
lungsbedarf. 

Qualifizierte, berufsbe- 
gleitende Fort- und Weiter- 
bildung von Arbeitnehmern 
ist die entscheidende Vor- 
aussetzungdafür, um die Lei- 
stungsfähigkeit älterer Ar- 
beitnehmer zu erhalten und 
zu fördern. Unternehmen 
können hier einen wichtigen 
Beitrag leisten. 

Bereits bei der Vorstel- 
lung erster Schwerpunkte 
des 5. Altenberichts im Fe- 
bruar 2005 hat der Vorsit- 
zende der Altenberichts- 
kommission Prof. Andreas 
Kruse hervorgehoben, dass 
die von der unionsregierten 
Bundesregierung seinerzeit 
eingerichteten Seniorenbü- 
ros gute Erfolge erzielt hät- 
ten. Die aktive Lebensgestal- 
tung und gesellschaftliche 
Teilhabe älterer Menschen 
konnte durch neue und inno- 
vative Konzepte der Seni- 
orenarbeit wesentlich ver- 

bessert werden. Eine Aus- 
sage von Rot-Grün zur Fort- 
setzung dieser erfolgreichen 
Arbeit folgte bislang nicht. 

Rot-Grün hat zahlreiche 
Studien und Berichte in Auf- 
traggegeben. Diese kommen 
immer wieder zu einem Er- 
gebnis: Wir müssen den de- 
mographischen Wandel ge- 
stalten und nicht verwalten. 

Maria Eichhorn 

Daher werden wir hierfür 
nach der Bundestagswahl die 
notwendigen Reformen in 
Angriff nehmen und zeit- 
gemäße Konzepte in der Fa- 
milienpolitik, der Jugendpo- 
litik und in der Wirtschafts- 
politik entwickeln, die Chan- 
cen und Perspektiven eröff- 
nen und den Zusammenhalt 
zwischen den Generationen 

stärken. 
Maria Eichhorn ist seni- 

orenpolitische Sprecherin 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

Verbraucher 
setzen auf den 
Merkel-Faktor 

Die Verbraucher bekom- 
men wieder Vertrauen in 
die deutsche Wirtschaft. 
Die Verbraucher setzen auf 
den Merkel-Faktor. 

Wie die Gesellschaft für 
Konsumforschung (GfK) bei 
der   Veröffentlichung   der 

Ronald Pofalla 

Konsumlaune der Deut' 
sehen bekräftigt, haben die 
Deutschen wieder eine stär- 

kere Neigung, größere An' 
Schaffungen zu tätigen. Ge- 
radejüngere schauen erneut 

positiv in die Zukunft. 
Dies ist die amtliche Be- 

stätigung, dass die bevorste- 
hende Wahl von Angela Mer- 
kel zur Bundeskanzlerin den 

Bürgern Sicherheit gibt. 
7 Jahre Rot-Grün haben 

Deutschland in eine tiefe 
Krise gestürzt. Die sozialen, 
wirtschaftlichen und finanzi- 

ellen Fundamente unseres 
Landes sind akut gefährdet- 

Unser Land kann sich kein 
weiteres verlorenes Japr 

mehr leisten. 
Das ehrliche Regierung5' 

Programm der Union gib* 
den Bürgern Vertrauen- 

Deutschland steht an eine'' 
entscheidenden Wegmarke- 

Die Union wirbt um das Ver- 

trauen der Menschen w 
eine Politik, die den Mut tä 
einer      Richtungsentschei' 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Ung hat, einer Entschei- 
Un8 für mehr Wachstum, 
ass das Vertrauen in die 
ni°n die richtige Weichen- 

Heilung ist, hat die GfK mit 
,hrer Veröffentlichung  be- 
stätigt. 

aid Pofalla ist stell- 

vertretende Vorsitzende der 
CDu/CSU-Bundestagsfrak- 
"On. 

instruktive Klima- 
Politik statt plumper 

Anschuldigungen 

.. nerträglich plumpsinddie 
J
T
Ungsten Anschuldigungen 
r'ttins an die Adresse des 

Präsidenten    hinsicht- 
lch der Hintergründe des 

Verheerenden     Hurrikans 
,,Katrina". Trittin macht da- 
J*'1 wieder einmal  Wahl- 

*a,TlPf auf dem Rücken der 
etroffenen Menschen. 

Wir brauchen eine kon- 
uktive, grenzübergreifen- 

e Zusammenarbeit im Kli- 
^aschutz   -   keine   bloße 

r
chuldzuweisung. Aber die 

"grüne Regierung hat es 
rner wieder verpasst, dem 

!maschutz durch Kompro- 
lssfähigkeit zum notwen- 

'gen internationalen Erfolg 
u Verhelfen. Auch die natio- 

* e Bilanz ist vernichtend: 
ahrend Trittin laut Sprü- 

w
hek|opft,haterselbstnach- 

. e'slich das -von der Union 
nder> 90er Jahren gesetzte - 

Gerda Hasselfeldt 

Reduktionsziel für C02 ver- 
fehlt! Die rot-grüne Klima- 
politik ist gescheitert. 

Die weltweiten Unwetter 
sind ein deutliches Zeichen 
dafür, dass nationale Allein- 
gänge und ignorante Ideolo- 
gie nicht weiter führen. Wir 
brauchen eine funktionie- 
rende Umweltaußenpolitik, 
die alle bislang abseits ste- 
henden Industrie- sowie 
Schwellen- und Entwick- 
lungsländer aktiv integriert. 

Die Union steht für einen 
partnerschaftlichen und kon- 
struktiven Dialog mit den 
USA - auch im Umwelt- und 
Klimaschutz. Wir werden mit 
unseren Partnern reden.statt 
sie pauschal zu beschimpfen. 
DenRahmendafürschafftdie 
von CDU und CSU im 
Regierungsprogramm vorge- 
schlagene Fortschreibung 

der Klimaschutzziele in ei- 
nem „Kyoto plus"-Abkom- 
men - und ich finde es mehr 
als bemerkenswert, dass der 

scheinbar    programmatisch 

ausgebrannte grüne Um- 
weltminister mit der Forde- 
rung nach einer Initiative 
„Kyoto zwei" unverblümt un- 
ser Programm zitiert! 

Serda Hasselfeldt ist 
stellvertretende Vorsitzen- 

de der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion und im Kompe- 
tenzteam von Angela Merkel 
für Umwelt zuständig. 

Wachsamkeit ist 
Preis der Freiheit 

Die Großfahndung in Ham- 
burg zeigt, wie wichtig für 
eine erfolgreiche Arbeit der 
Sicherheitsbehörden die 
Wachsamkeit und Unter- 
stützung der Bevölkerung 
ist. 

Auch wenn sich der Ter- 
rorverdacht nicht bestätigen 
sollte, sollte die Bevölkerung 
weiterhin sensibilisiert, aber 
auch ermuntert werden, Ver- 
dachtsmomente den zustän- 
digen Behörden zu melden. 

Dies hat nichts mit einer Auf- 
forderung zum Denunzian- 
tentum zu tun, wie einige rot- 
grüne BedenkenträgermitSi- 
cherheit zu vernehmen sein 
werden. Dieser Erfolg zeigt 

erneut die Berechtigung der 
seit Jahren von CDU und CSU 

geforderten umfassenden Vi- 
deoüberwachung und -spei- 
cherung im öffentlichen 
Raum zur Verhinderung und 
Aufklärung von Straftaten. In 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Hartmut Koschyk 

Hamburg hat sie innerhalb 
kürzester Zeit den Ermittlern 
das für die Einleitung einer 
konkreten Fahndung erfor- 
derliche Bildmaterial an die 
Hand gegebenen. Deshalb 
gilt es, dieses Instrument zur 
Terrorbekämpfung auch ge- 
gen ideologische Widerstän- 
de auszubauen. 

Zum Sicherheitskanon ge- 

hört darüber hinaus die drin- 
gend notwendige gemein- 
same Datei aller mit der Ter- 
rorismusbekämpfung befas- 
sten Behörden. Der von einer 
Arbeitsgruppe der Länder 
vorgelegte Entwurf eines 
„Gesetzes zur Errichtung ei- 
ner gemeinsamen Datei von 
Polizeibehörden und Nach- 
richtendiensten" ist der lange 

überfällige Schritt in die rich- 
tige Richtung. Staat und Bür- 
ger können den aktuellen Be- 
drohungen nur gemeinsam 

begegnen. 
Hartmut Koschyk ist in- 

nenpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

Thomas Strobl 

tion, Thomas Strobl ist Ob- 
mann der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion im Innenaus- 
schuss des Deutschen Bun- 
destages. 

Türkeipolitik vom 
Kopf auf die Füße 

stellen 

Bundesaußenminister Fi- 
scher versucht den Wähle- 
rinnen und Wählern zuvor 
zu kommen und noch vor 
dem 18. September 2005 
Fakten gegen den Willen 
der Bevölkerung zu schaf- 

fen. 
Statt die Chance zu nut- 

zen, auf dem EU-Außenmini- 
stertreffen in Wales die Ver- 
handlungen mit der Türkei 
dem Willen der deutschen 

Bevölkerung entsprechend 
zieloffen anzulegen, versucht 
der Bundesaußenminister in 
seinen letzen Amtstagen 
noch eine Festlegung auf ei- 
nen Beitritt derTürkei zur Eu- 

ropäischen Union zu erzwim 
gen. Dabei würde eine privile- 

gierte Partnerschaft die & 
vor einer Überdehnung 

schützen und gleichzeitig d'e 

Zusammenarbeit mit derTür 

kei vertiefen. 
Es mutet auch befremd- 

lich an, dass die rot-grüne Re' 
gierung die Weigerung de 
Türkei, im Rahmen der ZCK 
union Schiffe und Flugzeuge 
des EU-Mitglieds Zypern "n 

ihre Häfen und Flughäfen zu 

lassen, großzügig hinnimmt- 

Europa will eine gute Pa^ 
nerschaft   mit   der   Türkei, 

kann aber mit Fug und Rect1 

erwarten, dass sich auch d' 
Türkei zu den Mitgliedsta3' 
ten der Europäischen Uni° 
partnerschaftlich      verhält- 

Eine unionsgeführte Bundes 
regierung wird die europ2' 
sehe   Türkeipolitik   wieder 

vom Kopf auf die Füßestellen- 

Peter Hintze   ist  eure 
papolitischer Sprecher d«r 

CDU/CSU-Bundestagsfrak' 

tion. 
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0ffentlichkeitsarb€ 

WERBEARTIKEL BTW 2005 

T-Shirt „teAM Zukunft" 
100% Baumwolle 

Preis je Stück: 4,30 
Preis inkl. MwSt: 4,99 € 

Damen T-Shirt 
F'gurbetonter Schnitt und halsferner Ausschnitt 

Bestell-Nummern: 9231 - Größe S 
9232 - Größe M 
9233 - Größe L 

Herren T-Shirt 
Bestell-Nummern: 9234 - Größe L 

9235-Größe XL 
9236-Größe XXL 

Polo-Shirt „Deutschland" 
100% Baumwolle, fein veredeltes Piquetgewebe, 
•farbiger Flaggenstick auf der Brust, Hemd kragen 

auf Steg, Knopfleiste mit 4 Knöpfen schließbar, 

offener Armabschluss und kleine Seitenschlitze 

Preis je Stück: 14,50 
Preis inkl. MwSt: 16,82 € 

Bestell-Nummern: 9223- Größe M 
9224-Größe L 
9225-Größe XL 
9226-Größe XXL 
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Öffentlichkeitsarbeit 

T-Shirt „CDU" 
100% Baumwolle 

Preis je Stück: 5,20 € 
Preis inkl. MwSt: 6,32 € 

Damen T-Shirt 
Figurbetonter Schnitt und halsferner Ausschnitt 

Bestell-Nummern: 9215 - Größe S 
216-Größe M 

- Größe L 

Herren T-Shirt 
Bestell-Nummern: 9218 - Größe L 

921S - Größe XL 
9220 - Größe XXL 

CAP „Deutschland" 
100% BW - Canvas mit 3-farbigem Flaggenstick 
mit Klettverschluss auf Kopfgröße verstellbar 

Bestell-Nr.: 9222 
Preisje5Stück:12,50€ 
Preis inkl. MwSt.: 14,50 € 

Bestell-Nummer: 9: 22A - Einzelverkauf 

Preis je Stück: 3,00 € 
Preis inkl. MwSt: 3,48 € 

CAP„CDU" 
100% BW - Canvas mit 2-farbigem Logo-Druck 
mit Klettverschluss auf Kopfgröße verstellbar 

Bestell-Nr.: 9221 
Preis je 5 Stück: 12,50 € 
Preis inkl. MwSt.: 14,50 € 

Bestell-Nummer: 9221A - Einzelverkauf 
Preis je Stück: 3,00 € 
Preis inkl. MwSt.: 3,48 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

PIN „Deutschland" 
Größe: 9x12 mm 

Bestell-Nr.: 9227 
Preis je 100 Stück: 24,00 € 
Preis inkl. MwSt: 27,84 € 

°er neueste Trend - Bekennen Sie Farbe! 

Armband „Besser für die Menschen. CDU" 
Das modische Armband aus Silikon 

zum Überstreifen. 

Bestell-Nr.: 9272 
Preis je 50 Stück: 18,00 € 
Preis inkl. MwSt: 20,88 € 

Feuerzeug „CDU" 

Bestell-Nr.: 9506 
Preis je 50 Stück: 27,00 € 
Preis inkl. MwSt.: 31,32€ 

Jetzt wieder lieferbar! 

Pflastermäppchen 
„Trostpflasterfür7Jahre Rot-Grün" 

Bestell-Nr.: 9176 
Preis je 100 Stück: 26,0C 

Preis inkl. MwSt.: 30,16€ 

29105 



Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello 
„Freie Wahl für Familien" 
Die Konzepte der CDU zur Familienpolitik. 

Bestell-Nummer:2184 
Preis je 100 Stück: 
Preis inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
„Frauen besser förden" 
Die Konzepte der CDU zur Frauenpolitik. 

Bestell-Nummer:2: 
Preis je 100 Stück: 11,00 
Preis inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
„Mehr Verlässlichkeit" 
Die Konzepte der CDU für eine moderne 
Seniorenpolitik. 

Bestell-Nummer: 
Preis je 100 Stück: 

Preis inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
„In Sicherheit leben" 
Die Konzepte der CDU zur Sicherheitspolitik. 

Bestell-Nummer: 2: 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
Preis inkl. MwSt: 11,77 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello 
„Bildung schafft Zukunft" 

Die Konzepte der CDU zur Bildungspolitik. 

Bestell-Nummer: 2274 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
Preis inkl. MwSt: 11,77 € 

Leporello 
»Weniger Bürokratie - mehr Arbeitsplätze" 

Unsere Pläne zum Bürokratieabbau. 

Bestell-Nummer: 2277 
Preis je 100 Stück: i: 

Preis inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 
.Verantwortung für Europa und die Welt" 

Die Konzepte der CDU zur Außen- und 
Sicherheitspolitik. 

Bestell-Nummer: T. 
Preis je 100 Stück: i 

Preis inkl. MwSt.: 11,77 € 

Leporello 

„Vorfahrt für Arbeit" 
Dje Konzepte der CDU zur Arbeitsmarktpolitik. 

Bestell-Nummer: 
Preis je 100 Stück: 11,00 

Preis inkl. MwSt.: 11,77 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Aktionszeitung 

„Bundestagswahl 2005 

Bestell-Nummer: K 
Preis je 250 Stück: 18,50 ^ 

Preis inkl. MwSt.: 19,80 ^ 

Leporel'0 

„Niedriger, einfacher, gerechter. 
Die Konzepte der CDU zur Steuerpolitik- 

Bestell-Nummer: 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 

Preis inkl. MwSt.: 11,77 € 

Broschüre Aussiedle1" 

Bestell-Nummer: 51 
Preis je 50 Stück: 19,50 € 

Preis inkl. MwSt: 20,07 € 

Danke 
für Ihr Vertrauen 

Plakat-Überkleber „Danke für Ihr Vertrauen 
42,5cm X15C*1 

Bestell-Nummer: 

Preis je 251 
inkl. MwSt.: 23,43 € 
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0ffentlichkeitsarbeit 

Kurzfassung Regierungsprogramm 

Bestell-Nummer: 5; 
Preis je 100 Stück: 8,70 € 

inkl. MwSt: 9,30 € 

Deutschlands Chancen nutzen. 
Regierungsprogramm 2005-2009 

Bestell-Nummer: 5245 
Preis je 50 Stück: 22,00 € 

inkl. MwSt.: 23,54 € 

Leporello Briefwahl 

Bestell-Nummer: 2263 
Preis je 100 Stück: 4,00 € 

inkl. MwSt: 4,28 € 

Leporello Erstwähler 

Bestell-Nummer: 2264 
Preis je 200 Stück: 12,50 € 

inkl. MwSt: 13,38 € 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Wählen 
gehen! 

CDU 

„Wählen gehen!" 
Zur Mobilisierung der wahlberechtigten Bürger- 
innen und Bürger sollte - am Tag der Wahl - noch 
einmal zur Stimmabgabe aufgerufen werden. 

„Jede Stimme zählt!" 

Türanhänger „Wählen gehen! CDU" 

Bestell-Nummer: 1609 
Preis je 200 Stück: 8,00 € 
Preis inkl. MwSt.: 9,28 € 

BESTELLANSCHR«^ 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 

Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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